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Chefs in Doppelfunktion
Viele Vorstandsvorsitzende deutscher Konzer-
ne sitzen auch in Aufsichtsräten anderer Un-
ternehmen. Seite 28

Sparen lohnt sich wieder
Nach der jüngsten EZB-Leitzinserhöhung ha-
ben viele Banken ihre Zinsen erhöht. Ein Ver-
gleich und Anlagetipps Seite 29

Ladenschluss fällt
in NRW erst später
DÜSSELDORF − Eine rasche Freigabe der La-
denöffnungszeiten in Nordrhein-Westfalen
(NRW) wird immer unwahrscheinlicher. Die
SPD-Landtagsfraktion betonte am Freitag, sie
wolle den von der Landesregierung einge-
brachten Gesetzentwurf in einem Anhörungs-
verfahren beraten. Damit ist das Inkrafttreten
der Reform zum Weihnachtsgeschäft in Frage
gestellt. Auch Hamburg und Niedersachsen
bemühen sich, die Ladenöffnungszeiten noch
vor Weihnachten freizugeben. (rtr)

Gaspreise steigen
HAMBURG − Zum Start der Heizsaison müs-
sen viele Verbraucher in Deutschland mit er-
heblich höheren Gaspreisen rechnen. Große
Versorger planen von Oktober an Aufschläge
von bis zu zehn Prozent. Einige Tochterunter-
nehmen des E.on-Konzerns kündigten Preiser-
höhungen zwischen 0,39 und 0,63 Cent pro
Kilowattstunde (kWh) an. Damit wird Gas für
die insgesamt 500 000 Kunden teurer. E.on
Hanse und die E.on Thüringer Energie AG
wollen dagegen noch abwarten. E.on Avacon
− mit Gaskunden in Niedersachsen und Sach-
sen-Anhalt − verlangt von Haushaltskunden
0,58 Cent mehr. (dpa)

Strom teurer
BERLIN − Die Großhandelspreise für Strom
haben weiter angezogen und signalisieren
weitere Verteuerungen für die privaten Haus-
halte. So stiegen die Preise an der Leipziger
Strombörse im ersten Halbjahr 2006 um rund
37 Prozent im Vergleich zum Vorjahr, teilte
der Verband der Elektrizitätswirtschaft
(VDEW) am Freitag mit. Durchschnittlich wa-
ren damit in den ersten sechs Monaten 54,62
Euro pro 1000 Kilowattstunden zu zahlen,
2005 waren es im Schnitt 39,86 Euro. (dpa)

Redakteursgehalt steigt
HAMBURG − Die rund 8000 deutschen Zeit-
schriftenredakteure bekommen mehr Geld. Die
Tarifparteien einigten sich am Freitag auf ei-
nen neuen Gehaltstarifvertrag, wie der Deut-
sche Journalisten-Verband mitteilte. Demnach
soll zum 1. Oktober eine Einmalzahlung in
Höhe von 220 Euro erfolgen. Zum 1. Januar
2007 steigen die Gehälter dann um 2,2 Pro-
zent, eine weitere Einmalzahlung von 220 Eu-
ro ist zum 1. Januar 2008 vorgesehen. Der
Gehaltstarifvertrag läuft bis 31. Juli 2008. (AP)

Streit um Breitbandnetz
BRÜSSEL − Mit einer Öffnung des Breitband-
netzes in Deutschland will die EU-Kommission
günstigere Internetzugangspreise für Verbrau-
cher durchsetzen. Konkurrenten der Deut-
schen Telekom sollen auch Zugang zu deren
neuen Hochgeschwindigkeitsnetz bekommen,
hieß es am Freitag in Brüsseler Kommissions-
kreisen. Um dieses VDSL-Netz gibt es seit
Monaten eine erbitterte Auseinandersetzung
zwischen Berlin und Brüssel. (dpa)
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Der DAX schloss am Freitag mit
minus 0,28 Prozent. Seite 26

INITIATIVE HAMBURGS INDUSTRIECHEF KARL GERNANDT IM ABENDBLATT-INTERVIEW

„Ein Masterplan für Hamburgs Wirtschaft“
Der IVH-Vorsitzende
beklagt Fehler der
Politik, fordert eine
langfristige Planung
von Großprojekten
und macht sich für
den Nordstaat stark.

ABENDBLATT: Die deutsche Wirt-
schaft wächst so stark wie seit
fünf Jahren nicht mehr. Spürt
Hamburgs Industrie diesen Auf-
schwung?
KARL GERNANDT: Auch die Ham-
burger Industriefirmen profitie-
ren von der besseren Konjunktur.
Die Stimmung im Gros der Betrie-
be ist gut, man blickt optimistisch
in die Zukunft, das zeigen unsere
jüngsten Umfragen. Allerdings
wäre ich vorsichtig mit dem Be-
griff Aufschwung. Wir reden über
ein Wachstum von 0,9 Prozent.
Da muss man sich doch fragen:
Kann Deutschland nicht viel
mehr? Müssen wir uns mit so we-
nig wirklich zufriedengeben?
ABENDBLATT: Der Industriestand-
ort Hamburg hat in den vergan-
genen Jahren kräftig geblutet.
Phoenix und Holsten wurden
übernommen und Arbeitsplätze
abgebaut. Die Aluwerke wurden
geschlossen. Was läuft schief?
GERNANDT: In allen drei Fällen
wurde nicht mehr in Hamburg
über das Schicksal des Unter-
nehmens entschieden, sondern
die Entscheidungen wurden von
den neuen Eigentümern getrof-
fen. Gerade im Zuge von Über-
nahmen wollen die Konzerne
Kosten sparen, das geht fast im-
mer zulasten von Arbeitsplätzen.
Unsere industrielle Struktur in
Hamburg ist leider so, dass wir
auch in Zukunft wesentlich mehr
Übernahmen Hamburger Unter-
nehmen erleben werden als
Hamburger Unternehmen, die
andere Firmen zukaufen.
ABENDBLATT: Woran liegt das?
GERNANDT: Das ist vor allem ein
Fehler der Wirtschaftspolitik der
80er- und 90er-Jahre. Gerade in
dieser Zeit wurde in Hamburg zu
wenig für die Industrie getan.
Man hat lange Zeit einseitig auf
Dienstleistungen gesetzt. Medi-
en- und Internetfirmen wurden
massiv gefördert. Die Bedeutung
der Industrie nahm dagegen ste-
tig ab. Heute sehen wir die Folgen
dieser verfehlten Politik. Unsere
Industriestruktur ist angegriffen
und hat eine entsprechende
Schieflage. Firmen wurden in ih-
rem Wachstum gebremst, Neu-
ansiedlungen gibt es seit Jahren
so gut wie keine mehr.
ABENDBLATT: Woran hapert es?
GERNANDT: Hamburg fehlt zum
Beispiel ein vernünftiges Ver-
kehrskonzept. Wir haben als ein-
zige europäische Metropole kein
Straßenringsystem, das den
Schwerlastverkehr um die Stadt
lenkt. Wenn Sie von Lübeck nach
Pinneberg fahren wollen, ist dies
mit einem Lkw praktisch nicht
möglich. Wir müssen wesentlich
mehr in die Struktur des Hafen-
hinterlandverkehrs investieren,
damit der Hafen als Wachstums-
motor nicht gebremst wird. Auch
hier hat es in der Vergangenheit
gefährliche Versäumnisse gege-
ben. Lkw-Staus auf der Köhl-
brandbrücke sind Alltag.
ABENDBLATT: Was müsste konkret
gemacht werden, um diesen Zu-
stand zu beenden?
GERNANDT: Kurzfristig müssen
wir den Verkehrsfluss beschleu-
nigen. Das geht über intelligente,
hochmoderne Leitsysteme. Ver-
nünftige Ampelschaltungen
könnten sicherstellen, dass Lkw-
Staus im Hafen sich zumindest
zeitlich in Grenzen halten. Zudem

Die Beschäftigten im verarbeitenden Gewerbe in Hamburg werden immer weniger. Industriebetriebe wie Holsten
oder Phoenix wurden übernommen und verloren Arbeitsplätze. Das Aluwerk (siehe Foto) musste seine Tore ganz
schließen. IVH-Chef Gernandt will wieder neue Industrie nach Hamburg locken. FOTO: LAIBLE / GRAFIK: MICHAELIS

Karl Gernandt (46) wurde im Februar Chef des Industrie-
verbands Hamburg. Er fordert auch eine erneute Diskus-
sion über den Flughafen Kaltenkirchen. FOTO: WALLOCHA

muss der Transport auf Schiene
und Straße besser aufeinander
abgestimmt werden. Sammel-
plätze für Lkw müssen eingerich-
tet werden. Und es kann nicht
sein, dass sich der Schwerlast-
verkehr in Ost-West-Richtung
durch die Stresemannstraße mit
Tempo 30 quälen muss.
ABENDBLATT: . . . und langfristig?
GERNANDT: . . . müssen wir eine
weitere Elbquerung und selbst-
verständlich die Hafenquerspan-
ge realisieren − also eine Verbin-
dung der A7 im Westen mit der A1
im Osten durch den Hafen. Und
dann darf man auch den Luftver-
kehr nicht außer Acht lassen. Wir
brauchen ein Flughafenkonzept
für ganz Norddeutschland.
ABENDBLATT: Das heißt, der Plan
eines Großflughafens in Kalten-
kirchen sollte wieder aus der
Schublade geholt werden.
GERNANDT: Man sollte die Option
eines Flughafens Kaltenkirchen
auf jeden Fall wieder prüfen und
dann anhand der Faktenlage da-
rüber entscheiden.
ABENDBLATT: Eine Menge Forde-
rungen. . .
GERNANDT: Aus meiner Sicht wäre
es sinnvoll, wenn wir gemeinsam
mit dem Hamburger Senat einen
Masterplan für die Wirtschaft der
Stadt erstellen könnten. Wir bie-
ten unsere Expertise und Mitar-
beit an diesem zentralen wirt-
schaftspolitischen Thema aus-
drücklich an. Im Masterplan
müssen alle geplanten Großpro-
jekte systematisch veröffentlicht
werden. Zeitliche Abläufe, Um-
fänge, Risiken und Chancen der
Vorhaben sollten dort aufgelistet
sein. So lange wir einen solchen
Plan nicht haben, wird es immer
ein Hin und Her zwischen Einzel-
überlegungen geben und daraus
resultierend Unzufriedenheiten.
ABENDBLATT: Fühlen Sie sich nicht
ausreichend über die Zukunfts-
pläne der Stadt informiert?
GERNANDT: Der Senat bezieht uns
durchaus in seine Planungen ein.
Allen politischen Kräften fehlt
aber bisher ein langfristiges in-
dustrielles Gesamtkonzept, das
die sinnvollen Einzelmaßnahmen
aufeinander abstimmt. Ich den-
ke, dass wir an einem Punkt an-
gekommen sind, an dem der Un-
terschied zwischen Entschei-

dungsfindung in der Politik und in
der Industrie ganz offensichtlich
wird. Investitionsentscheidungen
von Industrieunternehmen müs-
sen langfristig getroffen werden,
brauchen eine verlässliche Pla-
nung. Politiker orientieren sich
mit ihren Entscheidungen dage-
gen fast immer an der Länge ei-
ner Legislaturperiode. Um diesen
Gegensatz zu überwinden, brau-
chen wir einen verlässlichen
Masterplan, der weit in die Zu-
kunft reicht. Der Plan sollte auch
mit unseren Nachbarn in Nord-
deutschland abgestimmt werden.
ABENDBLATT: Müsste man dann
nicht auch über die unterschiedli-
chen Gewerbesteuersätze reden?
GERNANDT: So ist es. Wir müssen
uns in Hamburg nicht über Fir-
menabwanderungen wundern,
wenn bei uns der Hebesatz bei
470 Punkten, in den Kreisen Pin-
neberg, Harburg und Lauenburg
aber bei maximal 350 Punkten
liegt. Hier muss man als Metro-
polregion gemeinsam agieren,
nicht miteinander konkurrieren.
ABENDBLATT: Und am Ende steht
der Nordstaat. . .
GERNANDT: Der Nordstaat muss
kommen. Wir können es uns in
Norddeutschland nicht mehr leis-
ten, politisch aneinander vorbei-
zuarbeiten, wenn wir wirtschaft-
lich erfolgreich sein wollen.
ABENDBLATT: Wann muss der
Nordstaat realisiert sein?
GERNANDT: So schnell wie mög-
lich. Die politische Entscheidung
für einen solchen Schritt sollte in
der nächsten Legislaturperiode
getroffen werden und der Nord-
staat in den Ländern Wahlkampf-
thema sein. Wir sollten mit
Schleswig-Holstein und Ham-
burg anfangen und danach über
die Eingliederung von Teilen Nie-
dersachsens sprechen. Hier den-
ke ich vor allem an die Region, die
im Süden an die Stadtgrenzen
Hamburgs stößt.
ABENDBLATT: Niedersachsen dürf-
te wenig amüsiert sein, wenn es
Teile abtreten soll.
GERNANDT: Wir müssen in ganz
Deutschland von diesem ausge-
prägten kleinstaatlichen Denken
wegkommen. Die Welt des Bür-
gers und vor allen Dingen die
Welt der Wirtschaft ist schließlich
auch fast grenzenlos geworden.

Mehr miteinander handeln, we-
niger gegeneinander, das muss
der Leitspruch für den Föderalis-
mus der Zukunft sein.
ABENDBLATT: Das dies nicht funk-
tioniert, zeigt der Wettbewerb
zwischen Berlin und Hamburg
um die Olympischen Spiele.
GERNANDT: Dieser Disput ist kon-
traproduktiv. Man sollte sich an
das Debakel mit der Olympia-Be-
werbung Leipzigs erinnern. Das
Nationale Olympische Kommitee
muss jetzt schnell ein Machtwort
sprechen. Und dabei kann es nur
um das bessere Konzept gehen
und das hat zurzeit Hamburg.
ABENDBLATT: Zum Schluss drei
Fragen zum Industrieverband
Hamburg. Der IVH stand vor we-
nigen Monaten wegen eines
Streits zwischen dem damaligen
Vorsitzenden Werner Marnette
und Ex-Geschäftsführer Jürgen
Thies vor der Zerreißprobe. Sind
die Reihen wieder geschlossen?
GERNANDT: Wir haben ein deutlich
ruhigeres Miteinander als da-
mals. Es wäre von mir allerdings
leichtsinnig zu sagen, wir haben
alle Differenzen ausgeräumt. Es
gibt weiterhin Diskussionen da-
rüber, wie weit sich der IVH regi-
onal weiterentwickeln soll. Und
wir führen die Debatte darüber,
welche langfristige Ausrichtung
der Verband, vor allem industrie-
politisch haben soll und welchen
Themen wir uns mit welchen For-
derungen widmen. Schließlich
sind wir ein Verband, in dem zum
Beispiel Energieversorger, aber
auch große Energieverbraucher
und Dienstleister vertreten sind.
Allerdings denke ich, dass wir auf
einem guten Weg sind, eine ge-
meinsame Linie zu finden.
ABENDBLATT: Wie ist Ihr Verhält-
nis zu ihrem Vorgänger Werner
Marnette?
GERNANDT: Sehr gut. Herr Mar-
nette ist für mich ein wichtiger
Gesprächspartner und auch Rat-
geber.
ABENDBLATT: Haben Sie noch Kon-
takt zu Herrn Thies?

GERNANDT: Beruflich haben wir
einen sauberen, endgültigen
Schnitt vollzogen und können uns
ohne Ressentiments in die Augen
schauen. Das war mir wichtig.

Interview: OLIVER SCHADE

INDUSTRIEVERBAND HAMBURG

Der Industrieverband Ham-
burg (IVH) ist eine eigen-
ständige Landesvertretung
des Bundesverbandes der
Deutschen Industrie (BDI).
Er hat nach eigenen Anga-
ben mehr als 180 Mit-
gliedsunternehmen aus al-
len Branchen und versteht
sich unter anderem als
„Sprachrohr der Industrie
für bessere Rahmenbedin-
gungen am Standort“. In
die Schlagzeilen kam der
IVH Anfang des Jahres
wegen eines heftigen
Streits zwischen dem da-
maligen IVH-Vorsitzenden
Werner Marnette und dem
IVH-Geschäftsführer Jür-
gen Thies. Marnette wollte
Thies seines Amtes enthe-
ben, doch dagegen regte
sich Widerstand innerhalb
der Mitgliederschaft. Am
Ende des Disputs verloren
sowohl Marnette als auch
Thies ihre Ämter.
Zum neuen Vorsitzenden
wurde Karl Gernandt ge-
wählt, der kurz nach Antritt
des Postens seinen Leit-
spruch für den IVH formu-
lierte: „Ein Verband muss
verbinden.“ Gernandt gilt

in der Hamburger Wirt-
schaft als ein Mann des
Ausgleichs, der allerdings
bei Dingen, die ihm wich-
tig sind, deutlich seine
Meinung formuliert.
Nach dem Studium der
Betriebswirtschaftslehre an
der Hochschule St. Gallen
legte Gernandt den Grund-
stein für seine berufliche
Karriere bei der Deutschen
Bank. Dort war er unter
anderem als Assistent des
Vorstandssprechers und
Aufsichtsratsvorsitzenden
tätig, arbeitete in Asien
und den USA und über-
nahm später die Leitung
der Bank im nördlichen
Ruhrgebiet. In den folgen-
den drei Jahren war Ger-
nandt bei der Financial In-
stitution Gruppe der Unter-
nehmensberatung A. T.
Kearney GmbH tätig und
spezialisierte sich insbe-
sondere auf die strategi-
sche Planung. Seit Juli
2000 leitet er die Holcim
Deutschland AG, den
größten norddeutschen Ze-
menthersteller. Zu seinen
Hobbys zählt das Segel-
fliegen. (HA)

Wöhrl will mit Verkaufserlös LTU sanieren
MÜNCHEN − Nach dem Verkauf sei-
ner Fluglinie dba an Air Berlin
will der Nürnberger Unterneh-
mer Hans Rudolf Wöhrl den Erlös
in die Sanierung seiner Linie LTU
stecken. „Wir verfügen nun über
einen wesentlich größeren finan-
ziellen Spielraum und wollen da-
mit die LTU vor allem für Ge-
schäftsreisende attraktiver ma-
chen“, sagte Wöhrl der Tageszei-
tung „Die Welt“.

„Wir wollen das Produkt ver-
bessern, vor allem in der Busi-
ness Class und auf der Langstre-
cke.“ Ziel sei es, LTU bis 2007 in
die schwarzen Zahlen zu bringen.
Der Verkauf der dba sei kein Not-

verkauf gewesen, sondern eine
strategisch motivierte Vernunft-
entscheidung mit dem Ziel, eine
starke Gruppierung zu bilden.

Die Gewerkschaft Ver.di fürch-
tet unterdessen, dass LTU nach
dem Verkauf von dba zerschlagen
werden könnte. „Air Berlin und
dba sind zusammen auf der Kurz-
und der Mittelstrecke sehr breit
aufgestellt. Ihnen fehlt jetzt nur
noch die Langstrecke“, sagte der
Ver.di-Verhandlungsführer für
die LTU, Peter Büddicker. „Dafür
braucht die LTU keine 26 Flug-
zeuge“, sagte er für den Fall, dass
LTU auf Air Berlin zugeschnitten
werden sollte. (ap/dpa)

Hans Rudolf
Wöhrl will mit

dem Erlös aus
dem dba-Verkauf
an Air Berlin sei-

ne Fluggesell-
schaft LTU sanie-
ren. Die Gewerk-

schaft Ver.di
fürchtet unterdes-

sen, dass LTU
zerschlagen wer-

den könnte.
FOTO: AP
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